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Der Liberalismus lehrt, daß w i r den bestmöglichen 
Gebrauch von den Kräf ten des Wettbewerbs machen 
sollen, um die Wirtschaftsaktivitäten der Indiv iduen 
aufeinander abzustimmen, er lehrt aber nicht, daß w i r 
die Dinge sich selber überlassen sollen. 

F. Α . υ. Hayek 

1. Einleitung 

1.1. Zur Problematik der Arbeit 

Die Zielsetzung vorliegender Arbeit liegt darin, eine Antwort auf die 
Frage zu finden, ob öffentliche  Unternehmen als Mit te l (Instrument) 
der Wettbewerbspolitik dienen können. Diese vor allem von Thiemeyer 
vertretene „Instrumentalthese", die besagt, daß öffentliche  Unterneh-
men Instrumente des Trägers (Staat und Gemeinden) und somit Instru-
mente der Wirtschaftspolitik sein können1, gi l t es als Hauptproblem-
stellung dieser Arbeit zu hinterfragen.  Gemäß der Themenstellung soll 
nicht die generelle wirtschaftspolitische Instrumentalität öffentlicher 
Unternehmen zu Sprache kommen (falls sie überhaupt zu konstatieren 
sein sollte). Es ist lediglich die Wettbewerbspolitik als eine „Subpolit ik" 
der Wirtschaftspolitik (als Untersuchungsgegenstand) herauszustellen. 

Im Rahmen dieser Arbeit ist zu hinterfragen,  ob überhaupt die In-
strumentalthese aufgrund der durch die Unternehmensträger vorgege-
benen Ziele in àer realen Wettbewerbspolitik eine Berechtigung besitzt, 
denn hinter der Instrumentalthese steht noch eine andere Frage, auf 
die es eine Antwort zu finden gilt: Wie können durch einzelwirtschaft-
liche Zielsetzungen auch wirksam makroökonomische Kategorien beein-
flußt werden? 

Unkritische Bekenntnisse zur wirtschafts- bzw. wettbewerbspoliti-
schen Instrumentalität spiegeln sich in der Literatur wider. Es ist die 
Rede von öffentlichen  Unternehmen „ . . . als Instrument zur Gestaltung 
des Sozialstaates und der Wirtschaftspolitik" 2, als „Instrument der öf-

1 Vgl. Thiemeyer,  Theo: Wirtschaftslehre  öffentlicher  Betriebe, Reinbek 
1975, S. 28. 

2 Püttner,  Günter: Die öffentlichen  Unternehmen. Verfassungsfragen  zur 
wirtschaftl ichen Betätigung der öffentlichen  Hand, Bad Homburg v. d. H.— 
Berl in—Zürich 1969, S. 6. 
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fentlichen Wirtschaftspolitik" 3 und bezogen auf das Kr i ter ium der Trä-
gerschaft  können öffentliche  Unternehmen „ . . . hiernach durchaus In-
strumente des Staates sein, wenn dieser durch Kapitalbesitz und/oder 
Teilnahme an der Unternehmensleitung Zielsetzung und Zielerreichung 
beeinflußt" 4. B lum spricht von ständigem Einsatz öffentlicher  Unter-
nehmen zur vielleicht besseren Erreichung wettbewerbspolitischer 
Ziele5. 

Es scheint, als verwechseln viele Autoren Wunsch und Wirklichkeit. 
Eine Prüfung der wettbewerbspolitischen Instrumentalität öffentlicher 
Unternehmen findet kaum statt. Hieran liegt auch das besondere Anlie-
gen dieser Arbeit. Es soll aufgezeigt werden, daß pauschale Aussagen 
über die wettbewerbspolitische Instrumentalität öffentlicher  Unterneh-
men zu nichts, außer zu Irrtümern, führen. 

Der Titel der Arbeit besagt, daß sogenannte öffentliche  Unternehmen 
die Erkenntnisobjekte sein sollen. Dies bedarf  schon hier einer inhalt-
lichen Klärung zur Vermeidung von Mißverständnissen über das Ge-
bilde eines öffentlichen  Unternehmens. 

Öffentlich  kann ein Unternehmen nach Thiemeyer dadurch sein, daß 
a) die öffentliche  Hand die Trägerschaft  übernimmt, b) durch Rechts-
befehl einem Kontrahierungszwang unterliegt und c) öffentliche  Inter-
essen befriedigt werden6. Ob nun öffentliche  Unternehmen immer in 
gemeinwirtschaftlichem Sinne tätig sind, geht aus obigen Abgrenzungs-
kriterien nicht hervor. Im Sinne dieser Arbeit sind öffentliche  Unter-
nehmen dann zu den gemeinwirtschaftlichen Betriebswirtschaften  hin-
zuzurechnen, wenn nicht nur rein formale Abgrenzungskriterien (ζ. B. 
die Trägerschaft)  angeführt  werden können, sondern auch faktisches 
gemeinwirtschaftliches Verhalten (zum Wohle einer übergeordneten 
Gesamtheit7) — was immer man darunter auch verstehen mag — er-
kennbar ist. 

3 Hax,  Kar l : Die öffentliche  Unternehmung in der Marktwir tschaft ,  in: 
Finanzarchiv, Bd. 27, N. F., 1968, Heft l /2, S. 47. 

4 Schmidt,  Ralf-Bodo: Die Instrumental funkt ion der Unternehmung — Me-
thodische Perspektiven zur betriebswirtschaftl ichen  Forschung, in: Zeitschrift 
für betriebswirtschaftliche  Forschung, 19. Jg., 1967, S. 236. 

s Vgl. Blum,  Reinhard: Der Wettbewerb i m wirtschaftspolitischen Konzept, 
in: Zeitschrift  für die gesamte Staatswissenschaft, 121. Bd., Heft 1, 1965, S. 88. 

6 Vgl. Thiemeyer,  Theo: Wirtschaftslehre  öffentlicher  Betriebe, S. 19. 
7 Vgl. Terminologie-Ausschuß: Die Definit ionen des Terminologie-Aus-

schusses der Gesellschaft zur Förderung der öffentlichen  Wirtschaft,  in: 
Archiv für öffentliche  und freigemein wirtschaftliche Unternehmen, Bd. 1, 
1954, Heft 3, S. 276. 
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1.2. Zum Gang der Arbeit 

Ausgehend von der Hauptfragestellung nach der wettbewerbspoliti-
schen Instrumentalität öffentlicher  Unternehmen sind Subfragen abzu-
leiten. Eine erste Subfrage muß sich auf die Wettbewerbsordnung be-
ziehen. Sie muß abzielen auf die Beantwortung der Frage, welches 
wettbewerbspolitische Leitbi ld in der Bundesrepublik Deutschland ver-
folgt wird, denn nur dann, wenn man sich des zu verfolgenden Leit-
bildes bewußt ist, erkennt man auch gleichzeitig die durch die Wett-
bewerbspolitik zu verfolgenden Ziele, wobei aber eine genaue Klärung 
der Inhalte dessen, was unter Wettbewerb zu verstehen ist, vorweg zu 
erfolgen hat. Wettbewerb kann betrachtet werden unter dem Aspekt 
a) der am Marktgeschehen beteiligten Subjekte, b) hinsichtlich der Di-
mensionen, wie ζ. B. Preis, Qualität etc. und c) der Marktformen,  denn 
aus dem sich quasi-automatisch ergebenden Zusammenhang von Markt-
formen und Unternehmerverhalten können die verschiedensten Aus-
legungen des Wettbewerbsbegriffes  erfolgen. 

Werden wettbewerbspolitische Zielsetzungen bestimmt, gilt es zu 
erkennen, daß aus den Seinszuständen und ihrer Sachgesetzlichkeit 
sowie aus der Natur der Dinge Grenzen gezogen sind, die die Ar t der 
Zielbestimmbarkeit einzuschränken in der Lage sind. In eine w i r t -
schaftspolitische Zielbestimmung fließen andererseits aber auch subjek-
t iv weltanschauliche Wertungen ein, wobei der ökonomische Aspekt 
als genereller Ordnungsmaßstab von besonderem Interesse ist. 

Aufbauend auf die in die Zielbestimmung einfließenden Größen und 
unter Einbeziehung des wettbewerbspolitischen Leitbildes sollen die 
mit der staatlichen Wettbewerbspolitik verfolgten Ziele erörtert wer-
den, da nur von den Zielen her der zu normierende Wettbewerb seinen 
Inhalt empfangen kann. Der Zielkatalog des Wettbewerbs wi rd in An-
lehnung an Hoppmann in die beiden Zielkomplexe „Freiheit des Wett-
bewerbs" und „gute ökonomische Marktergebnisse" unterteilt, unter 
Berücksichtigung, daß der erste Zielkomplex eine gesellschaftspolitische 
und der zweite Komplex eine ökonomische Funktion besitzt. 

Danach soll die Frage der Kompatibi l i tät der wettbewerbspolitischen 
Hauptziele diskutiert werden, was beinhaltet, daß nicht notwendiger-
weise Harmonie zwischen den Hauptzielen bestehen muß, vor allem 
dann nicht, wenn der Wettbewerb als Instrument zur Erreichung über-
persönlicher Zwecke angesehen wird. Politische Entscheidungen sind 
notwendig, um die eventuelle Vorrangstellung eines Zieles zu gewähr-
leisten. 

In einem weiteren Kapitel ist die nächste Subfrage zu beantworten: 
Welche Mit te l können Anwendung zur Erreichung bzw. Annäherung 


